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Vereinsstatuten 
 

 

Hinweis: Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird auf eine geschlechtsspezifische Dif-

ferenzierung verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung für 

beide Geschlechter. 

 

 

 

 

 

Am 18. Oktober 2016 kam nach einer Diskussion im Schulforum, bestehend aus Schul-

leitung, Klassenvorständen und Klassenelternvertreter, erstmals die Idee auf, einen 

Verein zur Förderung der Schule zu gründen. 

 

Eine der wichtigsten Aufgaben in unserer Gesellschaft überhaupt ist es, die Entwicklung 

und das Lernen der Kinder und Jugendlichen zu unterstützen. Je mehr Menschen sich 

daran mit ihren Ideen, ihren Fähigkeiten, ihrer Zeit und ihrem Geld beteiligen, desto 

besser. Der Verein sollte die Möglichkeit bieten, etwas für das Wohl der Schule und für 

die Lern- und Entwicklungschancen der Schüler zu tun. 

 

Herr Jürgen Kiechl führte erste Vorgespräche mit Schulleitung, Lehrern und Eltern und 

wurde von den Interessierten beauftragt, Vorarbeiten zu treffen und einen baldigen 

Termin für die Gründung zu nennen. Auf Basis dieser Vorarbeiten wurden nachfolgend 

die Vereinsstatuten zur Gründung des Vereins mit dem Namen 

 

„VEREINt - Freundeskreis der Sportmittelschule Imst“ 

 

am 12.04.2017 erstellt und lauten wie folgt: 

 

 

 

 

 

(1) Der Verein führt den Namen „VEREINt - Freundeskreis der Sportmittelschule Imst“ 

(abgekürzt VEREINt). 

 

(2) Er hat seinen Sitz in Imst. 

 

(3) Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt. 

 

 

§ 1: Name und Sitz 

Präambel 
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(1) Die Tätigkeit erstreckt sich ausschließlich auf die Sportmittelschule Imst Unterstadt 1. 

 

(2) Der Verein „VEREINt - Freundeskreis der Sportmittelschule Imst“, dessen Tätigkeit 

gemeinnützig und nicht auf Gewinn gerichtet ist, soll einen wichtigen Beitrag leisten: Die 

Bereitstellung zusätzlicher finanzieller Mittel für Aktivitäten und Projekte an der Neuen 

Sportmittelschule Imst, die sonst nicht möglich wären.  

 

Durch die lukrierten finanziellen Mittel wird Kindern, denen es aus finanziellen Gründen 

nicht möglich wäre an Klassenfahrten teilzunehmen, ein Kostenbeitrag erstattet. Preise 

bei Schulsportveranstaltungen (Pokale, Medaillen, …), die nicht unentgeltlich zur Verfü-

gung gestellt werden, sollen aus Vereinsmitteln bezahlt werden. Reisekosten für Schul-

sportveranstaltungen, die nicht vom Land bzw. Bund finanziert werden, sollen vom Ver-

ein getragen werden. Das „Buddyprojekt“, das sich in den letzten Jahren an der Schule 

etablierte, wird vom Verein unterstützt, um die Kompetenzen der Schüler und das Klima 

an der Schule fortlaufend zu verbessern. Weiters sollen kulturelle Veranstaltungen für 

Schüler, Lehrerfortbildungen bzw. Vorträge bei Elternabenden, die nicht vom Schul-

budget gedeckt sind, finanziell unterstützt werden. 

 

Auch durch Kontakte in den Schulsprengelgemeinden, durch Know-how und durch eh-

renamtliches Engagement seiner Mitglieder soll der Verein die Schule unterstützen. Der 

Verein setzt sich zum Ziel eine stärkere Identifikation von Schülern, Eltern und Lehrern 

mit der Schule zu erzielen und Stolz auf das gemeinsam Erreichte zu sein. Dieser Stolz 

sollte die Grundlage für ein positives Bild der Sportmittelschule Imst in der Öffentlichkeit 

sein. Der Verein hilft zudem dabei, dass Errungenschaften und Leistungen der Schule 

in der Öffentlichkeit stärker wahrgenommen und kommuniziert werden. 

 

Der Vereinszweck wird insbesondere durch Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltung von wis-

senschaftlichen Symposien samt Informationsvermittlung, wissenschaftlichen Publikatio-

nen, Anfragen an Mitglieder und Institutionen sowie Begleitung von Rechtsentwicklung 

durch Stellungnahmen verfolgt. 

 

Der Vereinszweck wird insbesondere durch Öffentlichkeitsarbeit, durch gemeinsame Feste 

und Feiern, durch Erfahrungsaustausch und durch Unterstützung bei Schulveranstaltun-

gen verfolgt. 

 

 

 

 

§ 2: Zweck und Tätigkeitsbereich 
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(1) Mitgliedsbeiträge 

 

(2) Erträgnisse aus Veranstaltungen 

 

(3) Erträgnisse aus Verkäufen (Gesunde Jause, …) 

 

(4) Sponsorgelder 

 

(5) Subventionen und Förderungen 

 

(6) Spenden und Sammlungen 

 

(7) Sonstige Zuwendungen 

 

 

 

 

 

(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche und Ehrenmit-

glieder sowie Beiräte. 

 

(2) Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich in vollem Umfang an der Vereinsarbeit betei-

ligen. 

 

(3) Außerordentliche Mitglieder sind solche, die die Vereinstätigkeit vor allem durch Zah-

lung eines festgesetzten Mitgliedsbeitrags fördern. 

 

(4) Ehrenmitglieder sind Personen, die hierzu wegen besonderer Verdienste um den Ver-

ein ernannt werden. 

 

(5) Beiräte sind Personen, die aufgrund ihrer besonderen Qualifikation den Verein durch 

Beratung und/oder Öffentlichkeitsarbeit fördern. 

 

 

 

 

 

 

§ 3: Aufbringung finanzieller Mittel 

§ 4: Arten der Mitgliedschaft 
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(1) Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen sowie juristische Personen 

werden. 

(2) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet 

der Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 

 

(3) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die General-

versammlung. 

 

(4) Die Ernennung zum Beirat erfolgt durch den Vorstand. 

 

 

 

 

 

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen durch Verlust der 

Rechtspersönlichkeit, durch freiwilligen Austritt und durch Ausschluss. 

 

(2) Der Austritt kann nur zum 31. August jeden Jahres erfolgen. Er muss dem Vorstand 

mindestens zwei Monate vorher schriftlich mitgeteilt werden. Erfolgt die Anzeige verspätet, 

so ist sie erst zum nächsten Austrittstermin wirksam. Für die Rechtzeitigkeit ist das Datum 

der Postaufgabe maßgeblich. 

 

(3) Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz zweimaliger schriftli-

cher Mahnung unter Setzung einer angemessenen Nachfrist länger als sechs Monate mit 

der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fäl-

lig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt.  

 

(4) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen gro-

ber Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaften Verhaltens verfügt 

werden. 

 

(5) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 genannten Gründen 

von der Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 

 

 

 

 

 

§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 

§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft 
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(1) Ordentliche und außerordentliche Mitglieder haben einen jährlichen Mitgliedsbeitrag zu 

entrichten. 

 

(2) Der jährliche Mitgliedsbeitrag ist laufend im Voraus zu entrichten. Die Höhe wird durch 

die stimmberechtigten Mitglieder in der Generalversammlung, in der ersten Periode vom 

Gründungsteam, beschlossen. 

 

(3) Ehrenmitglieder und Beiräte sind von der Verpflichtung zur Zahlung des Mitgliedsbei-

trages befreit. 

 

 

 

 

 

(1) Jedes Mitglied hat ein Recht auf Teilnahme an der Generalversammlung sowie das 

Recht an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 

 

(2) Jedes Mitglied hat dem Verein eine aktuelle Telefonnummer und E-Mail-Adresse be-

kannt zu geben. Die Angabe der E-Mail-Adresse erfolgt zum Zweck der Kontaktaufnahme, 

der Korrespondenz und der Einladungen. Eine etwaige Änderung der jeweiligen E-Mail-

Adresse ist dem Vorstand bekannt zu geben. Einladungen zu Veranstaltungen und zur 

Generalversammlung gelten als dem Mitglied zugegangen, wenn es an die letzte vom Mit-

glied dem Verein bekanntgegebene E-Mail- Adresse gerichtet ist. In Ermangelung einer E-

Mail-Adresse gilt die Postanschrift des Mitglieds als Zustelladresse. 

 

(3) Ordentliche Mitglieder und Beiräte haben ein Stimmrecht in der Generalversammlung 

sowie ein aktives und passives Wahlrecht. 

 

(4) Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die Ausfolgung von Statuten zu verlangen. 

 

(5) Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer Gene-

ralversammlung verlangen. 

 

(6) Die Mitglieder sind in der ordentlichen Generalversammlung vom Vorstand über die 

Tätigkeit und finanzielle Gebarung des Vereins sowie den geprüften Rechnungsabschluss 

zu informieren. 

 

 

§ 7: Mitgliedsbeitrag 

§ 8: Rechte und Pflichten der Mitglieder 
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(7) Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und 

alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins beeinträchtigt 

werden könnte. Es hat die Vereinsstatuten in der jeweils geltenden Fassung und die Be-

schlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglie-

der sind zur pünktlichen Zahlung des jährlichen Mitgliedsbeitrages im Voraus verpflichtet. 

 

 

 

 

 

Organe des Vereins sind der Vorstand, die Generalversammlung, die Rechnungsprüfer 

und das Schiedsgericht. 

 

 

 

 

 

(1) Der Vorstand besteht aus sechs Mitgliedern, und zwar aus dem Vorsitzenden und des-

sen Stellvertreter, dem Schriftführer und dessen Stellvertreter sowie dem Kassier und 

dessen Stellvertreter. 

 

(2) Der erste Vorstand wird von den Gründern ernannt. Jeder weitere Vorstand wird von 

der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines ernann-

ten/gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied einzu-

setzen, wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden Generalversamm-

lung einzuholen ist. Die Funktionsperiode des eingesetzten Mitglieds dauert bis zum Ende 

der Funktionsperiode des ursprünglichen Vorstands. Fällt der gesamte Vorstand 

überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder Rechnungsprüfer verpflich-

tet, unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung einzuberufen. Sollten auch 

die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die Notsi-

tuation erkennt, unverzüglich die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu 

beantragen, der umgehend eine außerordentliche Generalversammlung einzuberufen hat. 

 

(3) Die Funktionsperiode des Vorstandes beträgt vier Jahre. Die Wiederwahl ist, ohne Be- 

schränkung, mehrmals möglich. Jede Funktion im Vorstand ist persönlich auszuüben. 

 

(4) Der Vorstand wird vom Vorsitzenden, bei Verhinderung vom jeweiligen Stellvertreter, 

schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch dieser auf unvorhersehbar lange Zeit verhin-

dert, darf jedes sonstige Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen. 

 

 

§ 10: Vorstand 

§ 9: Vereinsorgane 
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(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und 

mindestens die Hälfte von ihnen anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit einfacher 

Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 

Ausschlag. 

 

(6) Den Vorsitz führt der Vorsitzende, bei Verhinderung der Stellvertreter. Ist auch dieser 

verhindert, so obliegt der Vorsitz dem Schriftführer. Die Tätigkeit des Schriftführers führt 

dann der Schriftführer-Stellvertreter. 

 

(7) Die Funktion eines Vorstandsmitglieds erlischt durch Tod, Ablauf der Funktionsperiode, 

Enthebung und Rücktritt. Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand 

oder einzelne seiner Mitglieder entheben, wofür jedoch eine qualifizierte Mehrheit von zwei 

Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen notwendig ist. Die Enthebung tritt mit Bestel-

lung des neuen Vorstandes oder einzelner neuer Vorstandsmitglieder in Kraft. Vorstands-

mitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklärung ist an 

den Vorstand, im Falle des Rücktritts des ganzen Vorstandes an die Generalversamm-

lung, zu richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl oder Einsetzen eines Nachfolgers (Abs. 2) 

wirksam. 

 

(8) Wahlen sind von einem Wahlvorsitzenden zu leiten. Der Wahlvorsitzende wird vom 

Vorstand ernannt. Seine Funktion erlischt nach der Durchführung der Wahl. 

 

 

 

 

 

Dem Vorstand obliegt als „Leitungsorgan“ iSd Vereinsgesetzes 2002 die Leitung des Ver-

eins. Er besorgt alle Aufgaben, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan 

zugewiesen sind. 

Der Wirkungskreis umfasst insbesondere: 

 

a) Einrichtung eines Rechnungswesens zum Zwecke der Einnahmen-Ausgaben-

Rechnung, 

 

b) Führung eines Vermögensverzeichnisses, 

 

c) Erstellung von Jahresvoranschlag, Rechenschaftsbericht und Rechnungsabschluss, 

 

d) Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung, 

 

 

§ 11: Aufgaben des Vorstandes 
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e) Informationen an Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die Vereinsgebarung und 

den geprüften Rechnungsabschluss, 

 

f) Verwaltung des Vereinsvermögens, 

 

g) Verwaltung der Website, 

 

h) Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern, 

 

i) Ernennung der Ehrenmitglieder und Beiräte. 

 

 

 

 

 

(1) Der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Dabei wird er durch den 

Schriftführer unterstützt. 

 

(2) Der Vorsitzende vertritt den Verein nach außen. Rechtsgeschäftliche Verpflichtungen 

des Vereins bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschrift des Vorsitzenden, in Geldangele-

genheiten zusätzlich auch der Unterschrift des Kassiers. Rechtsgeschäfte zwischen Vor-

standsmitgliedern und dem Verein (Insichgeschäfte) obliegen der Genehmigung des Vor-

standes, wobei einfache Stimmenmehrheit ausreicht.  

 

(3) Bei Gefahr im Verzug ist der Vorsitzende berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in 

den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener 

Verantwortung selbstständig Anordnungen zu treffen. Sie bedürfen jedoch im Innenver-

hältnis der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 

 

(4) Der Vorsitzende führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 

 

(5) Der Schriftführer führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vorstands. 

 

(6) Der Kassier ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins, insbesondere zur 

Führung der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung und des Vermögensverzeichnisses, ver-

antwortlich. 

 

(7) Im Falle der Verhinderung treten an die Stelle des Vorsitzenden, des Schriftführers o-

der des Kassiers die jeweiligen Stellvertreter. 

 

 

§ 12: Besondere Aufgaben der einzelnen Vorstandsmitglieder 
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(1) Die Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ iSd Vereinsgesetzes 2002. 

Eine ordentliche Generalversammlung findet einmal jährlich statt. 

 

(2) Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf 

 

a) Beschluss des Vorstandes oder der ordentlichen Generalversammlung, 

 

b) Schriftlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder, 

 

c) Verlangen der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs 5 Vereinsgesetz 2002; § 10 Abs 2 dieser 

Statuten) 

 

binnen vier Wochen statt. 

 

(3) Sowohl zu den ordentlichen als auch zu den außerordentlichen Generalversammlun-

gen sind alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin postalisch oder per E-

Mail (an die dem Verein bekanntgegebene Erreichbarkeit) einzuladen. Die Anberaumung  

der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberu-

fung erfolgt durch den Vorstand, in den Fällen des Abs 2 durch den Rechnungsprüfer. 

 

(4) Anträge zur Generalversammlung sind mindestens drei Tage vor dem Termin der Ge-

neralversammlung postalisch oder per E-Mail an den Vorstand zu übermitteln. 

 

(5) Gültige Beschlüsse - ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 

außerordentlichen Generalversammlung - können nur gefasst werden, wenn der Themen-

kreis Tagesordnungspunkt war. 

 

(6) Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt 

sind nur ordentliche Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des 

Stimmrechts auf ein anderes Mitglied ist nicht zulässig. 

 

(7) Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienen beschluss-

fähig. 

 

(8) Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen grund-

sätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Beschlüsse, mit de-

nen das Statut des Vereins geändert, der gesamte Vorstand oder einzelne seiner Mitglie- 

 

§ 13: Generalversammlung 
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der enthoben oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten 

Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen. 

 

(9) Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Vorsitzende, im Falle seiner Verhin-

derung der Stellvertreter. Wenn auch dieser verhindert ist, führt das an Jahren älteste an-

wesende Vorstandsmitglied den Vorsitz. 

 

 

 

 

 

Generalversammlung obliegen folgende Aufgaben: 

 

a) Beschlussfassung über den Voranschlag, 

 

b) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts und des 

Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer, 

 

c) Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüfer, 

 

d) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und Verein, 

 

e) Entlastung des Vorstands, 

 

f) Festsetzung der Höhe des Mitgliedsbeitrages für ordentliche und außerordentliche Mit-

glieder, 

 

g) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft, 

 

h) Beschlussfassung über Statutenänderungen, Vorstandsenthebung und die freiwillige 

Auflösung des Vereins, 

 

i) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehenden Fra-

gen. 

 

 

 

 

 

(1) Zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung für die Dauer von vier 

Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen keinem Organ – mit  

§ 14: Aufgaben der Generalversammlung 

§ 15: Rechnungsprüfer 



 

Seite 11 von 12 

 

Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der 

Prüfung ist. 

 

(2) Den Rechnungsprüfern obliegt die laufende Geschäftskontrolle sowie die Prüfung der 

Finanzgebarung des Vereins in Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

und die statutengemäße Verwendung von Mitteln. Der Vorstand hat den Rechnungs-

prüfern die erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Auskünfte zu ertei-

len. Die Rechnungsprüfer haben dem Vorstand über das Ergebnis der Prüfung zu berich-

ten. 

 

(3) Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der Genehmigung 

durch die Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die Rechnungsprüfer die Bestim-

mungen § 10 Abs 7 dieser Statuten sinngemäß. 

 

 

 

 

 

(1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten ist 

das vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine „Schlichtungseinrichtung" im Sinne 

des Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht iSd §§ 577 ff ZPO. 

 

(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es 

wird derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter schrift-

lich namhaft macht. Über Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht 

der andere Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts 

namhaft. Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen wählen die 

namhaft gemachten Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drittes ordentliches Mit-

glied zum Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den 

Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit 

Ausnahme der Generalversammlung – angehören, dessen Tätigkeit Gegenstand der 

Streitigkeit ist. 

 

(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehörs 

bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet 

nach bestem Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig. 

 

 

 

 

 

§ 16: Schiedsgericht 
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(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur 

mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bei Anwesenheit mindestens 

1⁄4 der stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 

 

(2) Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über 

die Abwicklung zu beschließen. Insbesondere hat sie einen Abwickler zu berufen und Be-

schluss darüber zu fassen, wem das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereins-

vermögen übertragen wird. Es hat einer Organisation zuzufallen, die gleiche oder ähnliche 

soziale Zwecke wie dieser Verein verfolgt. Jedenfalls ist im Falle der freiwilligen Auflösung 

des Vereins sowie bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszweckes das verblei-

bende Vereinsvermögen ausschließlich und unmittelbar für spendenbegünstigte Zwecke 

im Sinne des § 4a Abs 2 Z 1 und Abs 3 Z 4 bis 6 EStG 1988 zu verwenden. 

 

 

Imst, 12.04.2017 

 

 

 

 

 

Mag. Jürgen Kiechl 

Heidemarie Nigg 

Marcel Niederbacher 

Anja Amprosi 

Jasmine Mach 

Melanie Pfausler 

§ 17: Freiwillige Auflösung des Vereins 

§ 18: Die Gründungsmitglieder 


